
In der Februar-Landtagssitzung
wurden abschließend mehrere Ge-
setzentwürfe zur Novellierung des
Thüringer Gesetzes über das Petiti-
onswesen beraten – vorgelegt von
der Fraktion DIE LINKE, den Koaliti-
onsfraktionen CDU und SPD sowie
der FDP, dazu weitere Änderungs-
bzw. Entschließungsanträge insbe-
sondere von  den Grünen. Folgend
Auszüge aus dem Plenarprotokoll:

Michael Heym, CDU: 
(…) Ausgangspunkt des nunmehr ab-

zuschließenden Gesetzgebungsverfah-
rens war ein Gesetzentwurf der Frakti-
on DIE LINKE und dafür sage ich von
dieser Stelle aus herzlichen Dank. Es
war gut, dass wir uns auch durch Ihre
Initiative veranlasst sahen, das Petiti-
onsrecht zu modernisieren. (…) Dass es
grundsätzlich öffentliche Anhörungen
zu Massen- und Sammelpetitionen mit
mehr als 200 Unterstützern geben soll,
wie es die LINKEN wollten, wird der Sa-
che nicht gerecht. (…) Weitere Beispie-
len, warum wir einen eigenen Gesetz-
entwurf erarbeitet haben und nicht
über den Gesetzentwurf der Fraktion
DIE LINKE reden. Stichwort „kommuna-
les Petitionsrecht“, das sah Ihr Gesetz-
entwurf vor.

(Zwischenruf Frank Kuschel, DIE LIN-
KE: Gute Sache.) 

Die Sinnhaftigkeit des Petitions-
rechts - Herr Kuschel, es wird auch
nach mehreren Jahren nicht richtiger,
wenn Sie dieses Jahr wieder klopfen - 

(Frank Kuschel: Selbstverständlich.) 
begründen Sie nach Ihrem Verständ-

nis mit einem nicht unerheblichen Bei-
trag zur Demokratisierung der Kommu-
nalpolitik und es trage den geänderten
Bedürfnissen der Menschen nach Teil-
habe und Mitwirkung an politischen
Prozessen und Entscheidungen vor Ort
Rechnung. So ist es eben nicht. (…)

Heidrun Sedlacik, DIE LINKE: 
(...) Meine Damen und Herren von

den Regierungsparteien, wenn Sie sich
heute rühmen, in Thüringen nun die
Möglichkeit geschaffen zu haben, Peti-
tionen zur Veröffentlichung zuzulassen,
muss ich an dieser Stelle klarmachen,
DIE LINKE war es, die Sie dazu genötigt
hat. Und dafür, Herr Heym, müssen Sie
sich nicht bedanken. Um Ihr Gesicht
nicht zu verlieren, sind Sie einfach
nicht drum herum gekommen. Ihren
Gesetzentwurf hätte es ohne unseren
Vorstoß nicht gegeben. Der Gesetzent-
wurf der Fraktion DIE LINKE ist das Er-
gebnis jahrelanger Erfahrungen und
Erörterung und Anhörung und eines
von Ihnen selbst in Auftrag gegebenen
Gutachtens von 2009. Mit etwas politi-
schem Willen hätten wir in Thüringen
bundesweit ein Achtungszeichen set-
zen können. Ein modernes Petitionswe-
sen bedeutet eben für uns, dass es öf-
fentliche Petitionen geben soll und
auch die Gelegenheit zur Mitzeichnung
und Abgabe eines Diskussionsbeitrags.
Die Möglichkeit der Einführung von Dis-
kussionen im Internet über eine Platt-
form ist unserer Meinung nach einfach
notwendig, damit diejenigen, die an ei-
ner Mitzeichnung der veröffentlichten
Petition interessiert sind, sich mit den
Einreichern verständigen können. Wir
wollen eine sachliche Diskussionsplatt-
form, in der sich die Vielfalt unter-
schiedlicher Sichtweisen, Bewertungen
und Erfahrungen darstellt. (…)

Jennifer Schubert, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: 

Immerhin, Herr Heym, Sie haben der
Linksfraktion Dank ausgesprochen, das
hätte ich gar nicht erwartet, insofern
haben Sie mir ein bisschen den Wind
aus den Segeln genommen. Aber ich
sage es auch noch mal von dieser stel-
le mit etwas mehr Betonung, ohne den

Entwurf der LINKEN hätten wir heute
keine öffentliche Anhörung für Petitio-
nen und die Möglichkeit zum Mitzeich-
nen im Internet. 

(M. Heym, CDU: Das stimmt schon.)
Nach wie vor glaube ich, dass es

möglich gewesen wäre, bei so einem
Anliegen, was eigentlich von Parteifar-
ben nicht so sehr berührt ist, zu einem
fraktionsübergreifenden Antrag zu
kommen. Das ist sehr schade und zeigt
aber auch, wie wenig solche Reform-
schritte offensichtlich konsensfähig
sind in diesem Plenum. Das zeigt auch,
wie viel wir noch zu tun haben werden
in Richtung Gebietsreform, um hier
Thüringen zu modernisieren. Das wird
schwer. Es ist eine Minimallösung, die
Sie heute verabschieden. Wir werden
uns enthalten, das sage ich auch an
dieser Stelle, weil wir nicht dem Plagiat
zustimmen werden, sondern dem Origi-
nal. (…)

Diana Skibbe, DIE LINKE: 
(…) Herr Bergner (FDP, d.R.), Sie

sprachen in Ihrer Rede davon, dass
auch jetzt schon jeder Bürger in Ihrer
Gemeinde, in Ihrer Stadt sich mit Bür-
geranliegen an den Gemeinderat wen-
den kann und Sie sich um diese Bürger-
anliegen kümmern. Das ist sicherlich
sehr löblich, aber ich denke, dass wir
auch mit einem Petitionsrecht auf kom-
munaler Ebene genau Bürgeranliegen
per Gesetz per se mit ansprechen kön-
nen. Ich denke, man muss hier nicht
dieses Horrorszenario betreiben, was
Sie sagten, dass die Gemeinderäte
nicht in der Lage sind, diese Anliegen
zu bearbeiten. Ich denke, die Gemein-
den können auch in diesem Zusam-
menhang Gelder sparen, wenn sie sich
nämlich schon sehr zeitig mit Bürgeran-
liegen befassen, und können dann viel-
leicht auch Rechtsstreitigkeiten aus
dem Weg gehen. (…)

„Immerhin, Sie haben der
Linksfraktion gedankt“
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FRAKTION IN AKTION

Die Sprecherin für Verbraucher-
schutzpolitik der Linksfraktion, Diana
Skibbe, fordert eine höhere Kontroll-
dichte im Lebensmittelbereich. „Der
Verbraucherschutz muss unbedingt
gestärkt werden. Allein die Lebens-
mittelskandale der letzten Monate
haben das überdeutlich gemacht.“

DIE LINKE fordert seit Jahren die
konsequente Durchsetzung von Ver-
braucherrechten. „Dazu gehören ne-
ben dem Recht auf sichere Produkte
u.a. auch das Recht auf umfassende
und nachvollziehbare Information“,
so Frau Skibbe weiter. Für Lebens-
mittel würde das bedeuten, neben ei-
ner verbesserten Auskunftspflicht
der Hersteller auch für eine Verschär-
fung der Kontrollen sowie für eine
bessere personelle Ausstattung der
entsprechenden Institutionen des
Verbraucherschutzes zu sorgen.      

Mehr Kontrollen nötig 

Auf eine Kleine Anfrage der In-
nenpolitikerin der Fraktion DIE LIN-
KE, Martina Renner, teilte die Lan-
desregierung mit, dass im Jahr
2012 in 30 Fällen Büros von Abge-
ordneten und Parteien Ziel von
Sachbeschädigungen und anderen
Straftaten wurden. Elf davon wer-
den der allgemeinen Kriminalität
zugerechnet. 

"Dass zwei Drittel der politisch
motivierten Kriminalität zugeord-
net, die Hälfte davon eindeutig als
rechtsextrem motiviert und die an-
deren als bislang nicht zuordenbar
charakterisiert werden, dokumen-
tiert eine weiterhin hohe Bereit-
schaft, politisch aktive Menschen
auch durch Straftaten einschüch-
tern zu wollen. Die öffentliche De-
batte zum Neonazismus im letzten
Jahr hat keinesfalls zu einer Zu-
rückdrängung des militanten orga-
nisierten Neonazismus und seiner
Aktionsformen geführt", so Renner. 

Während alle Parteien von den
Angriffen betroffen sind, fallen auf
DIE LINKE die Hälfte der Angriffe
und sieben der neun als eindeutig
rechtsextrem motivierten Taten.
"Wir müssen zur Kenntnis nehmen,
dass diejenigen, die sich engagiert
Neonazis in den Weg stellen, zu-
nehmend bedroht sind, Opfer einer
Straftat zu werden“, so die Innen-
expertin der Linksfraktion.           

Kritik an Rolle rückwärts der Landesregierung  in der Frauenpolitik

Forderungen nach einem modernen
Gleichstellungsgesetz nicht leiser zu
werden. „In Thüringen muss Frauenför-
derung tatsächlich wieder stattfinden,
so die Abgeordnete.

Ein modernes Gleichstellungsgesetz
forderten zahlreiche Frauen - und auch
Männer - bei einer Kundgebung vor dem
Thüringer Landtag. Auf besonderes Un-
verständnis traf die neue Regelung im
Gleichstellungsgesetz, dass künftig
auch Männer in Thüringen das Amt des
Gleichstellungsbeauftragten bekleiden
können. „Eine Stelle, die sich Frauen er-
kämpft haben, um ihre Belange in einer
von Männern dominierten Gesellschaft
zur Beachtung zu bringen“, wie die LIN-
KE-Abgeordnete Karola Stange unter-
strich.

Nachdem mit Stimmen der CDU und
SPD das Gesetz verabschiedet worden
war, erklärte die LINKE-Frauenpolitike-
rin Stange: „Ich finde es mehr als be-
schämend, dass mit Hilfe der SPD-Frak-
tion so rückschrittliche Änderungen für
das Thüringer Gleichstellungsgesetz be-
schlossen wurden. Damit - vor allem

auch mit dem ‘Männermodell’ für
Gleichstellungsbeauftragte - ist Thürin-
gen nun Schlusslicht in der Bundesre-
publik.“

Jetzt sei es umso wichtiger, in den

Angriffe 2012 auf
höchstem Niveau


